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Bericht 

über die Tagung der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 13. bis 17. Juni 1966 in Paris 


Zu Beginn ihrer 12. ordentlichen Sitzungsperiode 
wählte die Versammlung der Westeuropäischen 
Union zum viertenmal Abg. Prof. Dr. Carlo Schmid 
(SPD) einstimmig zu ihrem Präsidenten; in seiner 
Eröffnungsansprache hob er hervor, daß die Ver- 
sammlung im Augenblick der schweren NATO- 
Krise eine besondere Verantwortung habe; zwar 
werde auch die WEU von dieser Krise berührt, aber 
da die französische Regierung bis jetzt nicht habe 
erkennen lassen, daß sie sich auch von der WEU 
distanzieren wolle, könnte diese möglicherweise zur 
Lösung einiger Probleme beitragen, die sich aus 
Frankreichs Rückzug aus der NATO ergeben haben. 
Das politische Hauptproblem der Gegenwart und 
der Versammlung aber sei und bleibe die politische 
Einigung Europas. 

Auch der britische Minister für Europafragen 
Mr. George Thomson ging vor allem auf die NATO- 
Krise ein; er begrüßte die Absicht der 14 NATO-Mit- 
glieder, ihre Streitkräfte zu integrieren und forderte 
Frankreich auf, zu erklären, in welcher Weise sich 
sein Bündnis auswirken werde. Als Ziele der 
Allianz nannte er: Verteidigung, Abschreckung, Ent- 
spannung. Großbritannien sei bereit, sich der EWG 
anzuschließen, wenn ihm akzeptable Bedingungen 
gestellt würden, und es wolle sich auch weiterhin 
am ELDO-Programm beteiligen, könne im Augen- 
blick aber keine neuen Verpflichtungen überneh- 
men. 

Eine ausgedehnte Debatte fand statt über Fragen 
der Raumforschung; cs lagen Berichte des Abg. Dr. 
von Merkatz (CDU/CSU) über die ELDO-Krise und 
dos britischen Labourabgeordnoten Brown über die 
Rolle Europas im Funkverkehr über Satelliten vor. 
Dr. von Merkatz begrüßte es lebhaft, daß nach den 
jüngsten Entwicklungen die ELDO-Krise doch nicht 
die Ausmaße anzunehmen scheine, die man ur- 
sprünglich befürchten mußte und forderte alle Be- 
teiligten auf, ihre Anstrengungen fortzusetzen, um 
der europäischen Weltraumforschung den Rang zu 
geben, der ihr zukomme. Man müsse eine Gemein- 


schaftslösung, keine multilaterale Lösung anstreben, 
weil sie sparsamer und effektiver sei. 

Auch Frau Abg. Dr. Maxsein (CDU/CSU) begrüßte 
es, daß die britische Regierung ihre Haltung geän- 
dert habe und bereit zu sein scheine, an dem von 
ihr unterschriebenen Vertrag festzuhalten, wenn er 
an die veränderten Verhältnisse angepaßt werde; 
auch die anderen Vertragspartner seien zu einem 
Kompromiß bereit. Verheißungsvolle Ansätze seien 
bereits gemacht. Es sei die Aufgabe der Politiker, 
dafür zu sorgen, daß solche Projekte nicht an juri- 
stischen und finanziellen Bedenken scheitern. Sie 
forderte die Schaffung einer europäischen Raumfor- 
schungsbehörde mit echten Kompetenzen, die so- 
wohl die nationalen Programme und Projekte zu 
koordinieren habe wie sie als gleichberechtigter 
Partner mit den Amerikanern, namentlich mit der 
NASA, verhandeln könne. Abg. Blumenfeld (CDU/ 
CSU) unterstützte den Gedanken, eine Art euro- 
päische NASA zu schaffen, die politisch kontrolliert 
werden müsse und nicht als Konkurrenz zur ameri- 
kanischen aufgefaßt werden dürfe, sondern die Auf- 
gabe haben müsse, eine gültige Arbeitsteilung her- 
zustellen. 

Der Bericht des Allgemeinen Ausschusses über 
die Dimensionen Europas wurde von dem bel- 
gischen Sozialisten Bohy vorgelegt, der vor allem 
auf die Frage des Beitritts Großbritanniens zum Ge- 
meinsamen Markt einging, kurz die NATO-Krise 
behandelte und in diesem Zusammenhang die Frage 
stellte, welche Rolle die Bundesrepublik in der 
neuen Allianz spielen solle; wenn sie plötzlich zur 
stärksten Militärmacht des Kontinents aufrücken 
sollte, so würde das im Osten und Westen Beun- 
ruhigung hervorrufen und die Wiedervereinigung 
Deutschlands, die das am dringlichsten zu lösende 
europäische Problem sei, könne erheblich erschwert 
werden. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) ging davon aus, 
daß seit dem Scheitern des EVG-Vertrags und des 
Vertrags über eine Europäische Politische Gemein- 


Druck; Bonner UniversitätS'Buch.druckorei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 



Drucksache V/739 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Schaft im Jahre 1954 und trotz mancher späterer 
Rückschläge der Wille erhalten geblieben sei, Eu- 
ropa zu einigen. Die Voraussetzungen hierfür seien 
heute allerdings andere; vor allem die umwälzen- 
den Veränderungen im kommunistischen Machtbe- 
reich hätten dazu geführt, daß mit den osteuro- 
päischen Ländern ernsthafte Verhandlungen möglich 
geworden seien, wenn man auch nicht erwarten 
dürfe, daß es zu voller Verständigung kommen 
werde, da die kommunistische Ideologie überall 
noch in Geltung sei und der Zwang weiterhin be- 
stehe; der Westen müsse und könne jedoch in Frei- 
heit sich zu Opfern und Zusammenarbeit bereit fin- 
den. Abg. Dr. Schulz dankte dem Berichterstatter 
für seine sachliche Darstellung des deutschen Pro- 
blems; man verstehe in der Bundesrepublik, daß 
auch bei denjenigen unserer Nachbarn, die sich für 
die Wiedervereinigung einsetzen, ein gewisses Miß- 
trauen hinsichtlich des Potentials des wiederver- 
einigten Deutschlands bestehe; aber die gewaltsame 
Zerreißung einer nationalen Einheit sei nicht nur 
eine unmenschliche, sondern auch eine grenzenlos 
unvernünftige Lösung, die unerwünschte Folgen 
haben könne. Die Bundesrepublik habe alle Ver- 
pflichtungen, die ihr aus der europäischen Integra- 
tion erwachsen, bereitwillig erfüllt, sie sei auch zu 
allen zumutbaren Opfern bereit, die zur weltpoli- 
tischen Entspannung beitragen könnten. Auch Abg. 
Blumenfeld dankte dem Berichterstatter für seine 
wahrheitsgetreue Darstellung der deutschen Situa- 
tion und begründete einen Zusatzantrag der deut- 
schen Delegation, der auf die deutsche Friedensnote 
vom 25. März 1966, „in der bis ins einzelne gehende 
Vorschläge insbesondere über die Beziehungen der 
Bundesrepublik zu ihren östlichen Nachbarn, über 
die Abrüstungsfrage und die Rolle eines wiederver- 
einigten Deutschlands im Kreise der Völker ge- 
macht worden sind", hinweist. Der Zusatzantrag und 
die gesamte Empfehlung wurde von der Versamm- 
lung einstimmig angenommen. 

Nachdem der amtierende Präsident des Rates der 
WEU, der belgische Außenminister Harmel, bei der 
Vorlage des 11. Jahresberichts des Ministerrates 
und die beiden Berichterstatter der Versammlung, 
M. Schaus (Luxemburg) und M. Michaud (Frank- 
reich) sowie der Generalsekretär der NATO, M. 
Brosio, in ihren Berichten sich mit der Lage der 
NATO nach dem Beschluß der französischen Regie- 
rung beschäftigt hatten, gab der Berichterstatter des 
Verteidigungsausschusses, der britische Konserva- 
tive Duncan Sandys, eine grundsätzliche Analyse 
der gegenwärtigen Krise; er bedauerte vor allem, 
daß die französische Regierung noch keine eindeu- 
tige Auskunft über ihre weiteren Absichten gege- 
ben habe, sowohl hinsichtlich ihres Festhaltens am 
Nordatlantikvertrag wie hinsichtlich des Brüsseler 
Vertrags und seines Artikels V. Zwei Vertreter der 
französischen Regierungspartei, M. Bourgoin und 
M. Baumei, machten darauf aufmerksam, daß die 
französische Regierung seit Jahren sehr häufig auf 
ihre Unzufriedenheit mit der gegenwärtigen Orga- 
nisation der NATO hingewiesen habe, die der poli- 
tischen und militärischen Situation von heute nicht 
mehr entspreche, weder der des Westens noch der 
des Ostens. Frankreich halte an den Grundsätzen 


des NATO- wie auch des Brüsseler Vertrags fest, 
aber man solle nicht versuchen, die Integration, die 
Frankreich in der NATO verweigerte, nun über die 
WEU zu erreichen. Die französische Regierung 
wünsche die militärische Zusammenarbeit mit der 
Bundesrepublik, sofern diese sich nicht vollständig 
unter amerikanischen Einfluß begebe. 

Abg. Kliesing (CDU/CSU) warnte davor, die not- 
wendigen Auseinandersetzungen und Verhandlun- 
gen zur Beilegung der Krise in der NATO emotio- 
nell zu führen und die Entspannung bereits als eine 
gegebene Tatsache zu nehmen; auch die franzö- 
sische Regierung schließe eine Bedrohung aus dem 
Osten nicht aus. Weder die wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten der Sowjetunion noch ihr Gegensatz zu 
China müßten sie an einem aggressiven Engagement 
in Europa hindern; auch auf dem atomaren Gleich- 
gewicht des Augenblicks dürfe man nicht die Sicher- 
heitspolitik Europas für die Zukunft aufbauen. Da 
es noch keine europäische politische Autorität gebe, 
könne es auch keine bilaterale europäische und 
amerikanische Verteidigungspolitik geben; in den 
USA könne man eine gewisse isolationistische Stim- 
mung feststellen, sie sei nicht zuletzt auf die Verär- 
gerung über manche antiamerikanischen Strömun- 
gen in Europa zurückzuführen. Frankreichs Austritt 
aus der NATO bedeute in jedem Fall eine schwere 
Belastung, auch wenn die französische Regierung 
versichere, im Bündnis bleiben zu wollen; für die 
weitere Stationierung französischer Truppen in der 
Bundesrepublik müsse die rechtliche Grundlage ge- 
schaffen werden; ein Scheitern der Verhandlungen 
würde ernste militärische und noch schlimmere poli- 
tische Konsequenzen nach sich ziehen. Der Redner 
erklärte ferner, er sei damit einverstanden, daß 
Paris der Sitz des NATO-Rates bleibe, sofern sicher- 
gestellt werde, daß er dort ungehindert und ständig 
arbeiten könne. Der NATO-Rat müsse sich sowohl 
um die baldige Überwindung der Krise wie um 
stärkere politische Aktivität und um eine gemein- 
same strategische Konzeption bemühen. Die fran- 
zösische Regierung müsse klar erkennen lassen, ob 
sie sich an den Artikel V des Brüsseler Vertrags 
gebunden erachte und bereit sei, im Falle eines 
nicht provozierten Angriffs ihre force de frappe 
einzusetzen. 

Abg. Erler (SPD) ging davon aus, daß eine Moder- 
nisierung des NATO-Bündnisses auch ohne die Zu- 
rückziehung der französischen Truppen hätte erfolg- 
gen müssen; man müsse sich nun um eine wirksa- 
mere Organisation der Allianz und um eine gemein- 
same Strategie bemühen; die französische Regie- 
rung fordere mehr Einfluß in der Allianz, weigere 
sich aber gleichzeitig, die europäische Verteidigung 
so zu stärken, daß Europa als gleichwertiger Partner 
mit den USA verhandeln könne, und sie denke auch 
nicht daran, ihre Atomwaffen in einen gemeinschaft- 
lichen Rahmen einzubauen; die nichtnuklearen 
Mächte hätten aber Anspruch darauf, an den Pla- 
nungen und Einrichtungen mitzuwirken. Es sei das 
Verdienst der NATO gewesen, daß sie bis jetzt 
eine kommunistische Aggressivität verhindert habe; 
wenn eine künftige Entspannungspolitik ebenso er- 
folgreich sein solle, dann müßten die westlichen 
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Länder ihre Politik harmonisieren, ehe die einzelnen 
Staaten für sich ihren besonderen Weg gehen kön- 
nen; ein Verhandeln von Block zu Block erscheine 
ungünstig, da dann automatisch die Sowjetzone mit- 
einbezogen würde. Die Abrüstungskonferenz in 
Genf, an der auch Frankreich wieder teilnehmen 
und die auch China einbeiziehen sollte, müsse sich 
um gleichgewichtige Abrüstungsmaßnahmen und 
gegenseitige Kontrolle bemühen. Der Beschluß der 
französischen Regierung, die Organisation der 
NATO zu verlassen, sei natürlich zu bedauern, aber 
ihre Absicht, im Bündnis zu bleiben, lasse hoffen, 
daß weitere Zusammenarbeit möglich sei, deshalb 
sollte der Sitz des NATO-Rates auch in Paris ver- 
bleiben, sofern entsprechende Zusicherungen von 
der französischen Regierung gegeben werden. Der 
Verbleib französischer Truppen in der Bundesrepu- 
blik werde allgemein gewünscht; es müsse jedoch 
ein Arrangement getroffen werden, daß diese Trup- 
pen Ausdruck einer gemeinsamen Verteidigungs- 
notwendigkeit sind. Der Vorschlag, die NATO und 
den Warschauer Pakt aufzulösen, würde nur dazu 
führen, den Druck der Sowjetmacht auf Europa zu 
verstärken, da die Solidarität der kommunistischen 
Parteien dem Westen gegenüber immer größer sein 
werde als ihre Meinungsverschiedenheiten. Herrn 
Baumei müsse er antworten, daß die französische Re- 
gierung zwar Andeutungen, aber niemals konkrete 
Vorschläge zur Reform der NATO gemacht habe; im 
übrigen verdanke die französische Regierung die 
Bewegungsfreiheit, die sie jetzt für sich in Anspruch 
nehme, nicht zuletzt dem amerikanischen Atompo- 
tential und den NATO-Truppen, die in Europa sta- 
tioniert sind. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) war mit sei- 1 
nen Vorrednern darin einig, daß der Austritt Frank- 
reichs aus der NATO-Organisation für alle Beteilig- 
ten organisatorische, finanzielle und juristische Pro- 
bleme aufgeworfen hat, die nicht leicht zu lösen sein 
werden; er erinnerte daran, welche Verdienste die 
NATO in der Vergangenheit hatte und warnte da- 
vor, die Bedrohung aus dem Osten für endgültig 
beseitigt zu halten; falsche Prognosen könnten zu 
katastrophalen Konsequenzen führen; er könne 
nicht an eine wirklich und dauerhaft positive Wen- 
dung im kommunistischen Machtbereich glauben; 
militärische Abrüstung allein genüge nicht, erst die 
geistige, politische und psychologische Abrüstung 
mache einen echten Sinneswandel glaubhaft. Auch 
in einer Integration, wie sie die NATO vorsehe, 
könnten sich die lebendigen Kräfte der einzelnen 
Völker entfalten. Die WEU sei der Ort für das 
außenpolitische und sicherheitspolitische Gespräch, 
das die Willensbildung in der NATO wirksam be- 
einflussen könne. Auch er wünsche eine klare Aus- 


kunft von der französischen Regierung, wie weit sie 
bereit sei, ihre vertraglichen Verpflichtungen in der 
NATO und in der WEU zu erfüllen und erinnerte 
daran, daß die Vertragsbestimmungen über die 
Rüstungskontrolle bis heute nicht erfüllt seien. 
Sowjetrußland könnte viele Unsicherheiten ausräu- 
men, wenn es zu einer fortschrittlichen Lösung der 
deutschen Frage bereit wäre. Was die Stationierung 
französischer Streitkräfte in der Bundesrepublik be- 
treffe, so sei die deutsche Regierung bereit, diese 
Frage sowohl in voller Loyalität zu seinen NATO- 
Partnern wie im Geiste des deutsch-französischen 
Freundschaftsvertrags zu lösen. 

Der Versammlung lagen außerdem Berichte vor 
über die Beziehungen zwischen den Vereinigten 
Staaten und Europa, eine gemeinsame Abwehrwaffe 
gegen Unterseeboote und über das Problem der Ab- 
rüstung, die zum Teil nicht mehr abschließend be- 
handelt werden konnten. 

Abg. Berkhan (SPD) führte zur Frage der Ab- 
rüstung aus, daß sowohl die deutsche Regierung wie 
alle deutschen Parteien jederzeit bereit seien, alles 
zu tun, was zu einer allgemeinen und kontrollierten 
Abrüstung beitragen könne; die vom Deutschen 
Bundestag einstimmig gebilligte Friedensnote der 
Bundesregierung habe das bewiesen; es genüge je- 
doch nicht, die militärischen Blöcke abzubauen, es 
müßten auch die politischen Ursachen beseitigt wer- 
den, die zu dem Wettrüsten geführt hätten; außer- 
dem dürfe bei allem Willen zu Entspannung und 
Abrüstung die Abschreckung und die Verteidi- 
gungsfähigkeit nicht außer acht gelassen werden. 
Er versicherte der Versammlung, daß die Bundes- 
; republik nicht der Störfaktor in der Welt sein wolle, 
daß sie aber auch ihre eigenen Sorgen und Nöte be- 
rücksichtigt zu sehen wünsche. 

Zuvor hatte der britische Staatsminister für aus- 
wärtige Angelegenheiten, Lord Chalfont, zur Ab- 
rüstungsfrage gesprochen und einen Vertrag über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen gefordert, an 
dessen Ausarbeitung auch China beteiligt sein 
müsse; eine internationale Kontrolle der Atomwaf- 
fenproduktion sei unerläßlich und die politische Ent- 
spannung setze einen Abbau der militärischen Riva- 
litäten voraus. 

Zu Beginn der 12. Sitzungsperiode der Versamm- 
lung der WEU wurden die Ausschüsse neu konsti- 
tuiert. Vorsitzender des Geschäftsordnungsausschus- 
ses wurde Abg. Dr. Kempfier (CDU/CSU); zu stell- 
vertretenden Vorsitzenden wurden gewählt: Abg. 
Blachstein (SPD) im Allgemeinen Ausschuß und 
Abg. Berkhan (SPD) im Verteidigungs- und Raum- 
forschungsausschuß. 


Paul 

Sprecher der deutschen Delegation 
Dr. Serres 

Stellvertretender Sprecher 
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